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Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Die Bundesregierung hält den Finanzplanungsrat für die geeig- 
nete Institution zur Koordinierung der Haushaltswirtschaft von 
Bund, Ländern und Gemeinden. Der Finanzplanungsrat hat bis- 
her 16mal getagt, davon allein fünfmal in 1971. Er hat sich im 
Verlauf dieses Jahres auch mit Fragen der konjunkturgerechten 
Gestaltung und der mittelfristigen Orientierung der öffentlichen 
Haushalte sowie der Steuerverteilung befaßt. Als Ergebnis 
seiner Beratungen hat der Finanzplanungsrat eine Reihe von 
Empfehlungen erarbeitet. 

Die Anfrage sieht in dem Fehlen der bisher üblichen detallierten 
Grundannahmen für die Forschreibung der Finanzpläne bis 1975 
einen Verstoß der Bundesregierung gegen das Haushaltsgrund- 
sätzegesetz. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Bund - wie auch alle anderen Beteiligten im Finanzplanungs- 
rat - seine Beiträge zu einer konstruktiven Zusammenarbeit 
geleistet hat. 


Die einzelnen Fragen beantworte ich wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, 

1.1 daß nach § 51 des am 1. Januar 1970 in Kraft getretenen 
Haushaltsgrundsätzegesetzes es die wesentliche Aufgabe 
des Finanzplanungsrates ist, auf eine Koordinierung der 
Haushalts- und Finanzpläne von Bund, Ländern und Ge- 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksadle VI/2712 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


meinden dadurch hinzuwirken, daß einheitliche volks- und 
finanzwirtschaftliche Annahmen für die Finanzplanungen 
und Schwerpunkte für eine den gesamtwirtschaftlichen Er- 
fordernissen entsprechende Erfüllung der öffentlichen Auf- 
gaben ermittelt werden, und zwar rechtzeitig, bevor die 
grundlegenden Entscheidungen der Kabinette über die Ge- 
staltung der Finanzpläne in den einzelnen Gebietskörper- 
schaften fallen. 

Die Bundesregierung ist ebenfalls dieser Auffassung über die 
Aufgaben des Finanzplanungsrates, wie sie in § 51 des Haus- 
haltsgrundsätzegesetzes festgelegt sind. Sie sieht es ferner als 
ein erstrebenswertes Ziel an, daß die volks- und finanzwirt- 
schaftlichen Annahmen für die Finanzplanungen möglichst früh- 
zeitig im Finanzplanungsrat erarbeitet werden. 


1.2 daß die Bundesregierung in diesem Jahr - wie ähnlich 
bereits im Vorjahr - gegen diese Vorschrift durch ihre 
Weigerung verstoßen hat, rechtzeitig ihre Vorstellungen 
vorzulegen, 

Der Finanzplanungsrat hat am 13. Juli 1970 Grundannahmen für 
die Haushalte 1971 und die Finanzpläne bis 1974 beschlossen. 
Detaillierte Grundannahmen in der entsprechenden Form wie 
im Vorjahr für die Haushalte 1972 und die Finanzpläne bis 1975 
konnten in diesem Jahr im Finanzplanungsrat nicht verabschie- 
det werden. Die Bundesregierung hat erste modellartige Über- 
legungen im Finanzplanungsrat bereits am 22. April 1971 unter- 
breitet. Sie hat dann am 21. September 1971 im Finanzplanungs- 
rat detailliertes Material zur Beratung über Grundannahmen 
vorgelegt. Dennoch konnten im Finanzplanungsrat in der bisher 
üblichen Form keine Grundannahmen beschlossen werden, da 
die Beteiligten insbesondere über die notwendige Neuregelung 
des Beteiligungsverhältnisses an der Umsatzsteuer ab 1972 und 
die notwendige bzw. vertretbare Ausgabensteigerung der Ge- 
bietskörperschaften in den betreffenden Jahren kein Einver- 
nehmen erzielen konnten. 

Weil die Bundesregierung sich nicht geweigert hat, rechtzeitig 
ihre Vorstellungen vorzulegen, muß sie auch den Vorwurf zu- 
rückweisen, sie habe gegen die Vorschriften des Haushalts- 
grundsätzegesetzes verstoßen. Die Ermittlung von Grund- 
annahmen ist Angelegenheit des gesamten Finanzplanungs- 
rates. 


1.3 daß durch dieses Verhalten der Bundesregierung eine Ver- 
stimmung im Verhältnis zwischen Bund und Ländern her- 
beigeführt worden ist, die zum Scheitern der letzten Sitzung 
des Finanzplanungsrates am 21. September 1971, in der 
noch nicht einmal ein gemeinschaftliches Schlußkommunique 
vereinbart werden konnte, beigetragen hat, 

Der Finanzplanungsrat ist von den Regierungschefs von Bund 
und Ländern aufgefordert worden, die Beratungen über die Um- 
satzsteuerverteilung ab 1972 aufzunehmen. Diesem Auftrag 
ist der Finanzplanungsrat in seiner Sitzung am 21. September 
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1971 nachgekommen. Wenn im Verlauf dieser Sitzung Gegen- 
sätze zwischen Bund und Ländern sichtbar geworden sind, so 
sind diese insbesondere auf die unterschiedlichen Auffassun- 
gen über die neu zu regelnden Anteilsätze an der Umsatzsteuer 
ab 1972, womit die Ermittlung von Grundannahmen zusammen- 
hängt, zurückzuführen. 

Die Verhandlungen zwischen Bund und Ländern über die 
schwierige Materie der Steuerverteilung sind nicht einfach. Von 
einer Verstimmung zwischen Bund und Ländern aufgrund der 
Gespräche im Finanzplanungsrat am 21. September 1971 kann 
nicht gesprochen werden. 


1.4 daß durch das Verhalten der Bundesregierung insbesondere 
die durch das Gesetz angestrebte Koordinierung der Finanz- 
pläne von Bund und Ländern auch in diesem Jahr unmög- 
lich gemacht worden ist? 

Wie bereits ausgeführt, ist es in diesem Jahr aus den genann- 
ten Gründen nicht zu detaillierten Grundannahmen wie im 
Vorjahr gekommen. Jedoch bestand ungeachtet dessen Überein- 
stimmung im Finanzplanungsrat, daß bei der Aufstellung der 
Haushalte die konjunkturpolitischen Erfordernisse im beson- 
deren Maße zu berücksichtigen sind. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, künftig die gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Aufgaben des Finanzplanungsrates einzu- 
halten? Oder strebt die Bundesregierung eine Außerkraftset- 
zung des § 51 des Haushaltsgrundsätzegesetzes an? 


Die Bundesregierung ist gegen die Bestimmungen des § 51 
Haushaltsgrundsätzegesetz nicht verstoßen und wird auch künf- 
tig darauf bedacht sein, sie einzuhalten. Eine Außerkraftsetzung 
des § 51 wird selbstverständlich nicht angestrebt. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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